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Antragsteller*in: Antonia Schwarz (KV Berlin-Kreisfrei)

Änderungsantrag zu PB.S-01

Von Zeile 823 bis 825 einfügen:
Weiterbildungsangebote, Pflege und soziale Sicherung sowie Möglichkeiten, sich im Dorf oder im

Stadtteil zu engagieren, informieren. Wir wollen auch für Menschen höheren Alters und mit

wenig Alterseinkommen einen Zugang zur digitalen Teilhabe ermöglichen, damit sie nicht zu

den Abgehängten der digitalen Transformation werden. Dazu stellt der Bund den Ländern

zweckgebundene Mittel zur Verfügung, die die Anschaffung von digitalen Leihgeräten und für

digitale Weiterbildungen in Alten- und Pflegeheimen, Pflege-Wohngemeinschaften, Bibliotheken,

Freizeit- und Nachbarschaftstreffpunkten für alle Generationen eingesetzt werden können.

Ergänzend wird kostenfreies WLAN in Alten- und Pflegeheimen, Service-Wohnungen und Pflege-

WGs sowie Treffpunkten und Bibliotheken zur Verfügung gestellt.

Begründung

Die digitale Transformation verändert unsere Gesellschaft in großer Geschwindigkeit.

Assistenzsysteme in der Wohnung, gesundheitliche Versorgung, Telemedizin, die Einführung der

elektronischen Patienten*innenakte, E‑Governance, digitale Kommunikation und Zugang zur

Mobilität können Teilhabe, Selbständigkeit und das Wohnenbleiben in den eigenen vier Wänden

leichter machen – was die meisten Menschen auch wollen. Besonders ältere Menschen mit wenig

Einkommen und geringer Qualifikation sind aber bereits jetzt digital abgehängt. Betroffen sind vor

allem Frauen und Menschen mit Migrationshintergrund. Um gegenzusteuern brauchen wir

lebenslange Lernmöglichkeiten, gezielte digitale Schulungen für Ältere, kostenfreies WLAN in

Pflegeheimen und Service-Wohnungen, Treffpunkten und Bibliotheken.
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